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so ist an die Eisenbahn neben den tarifmäßigen Ge­
bühren für die Ausführung einer Verfügung bzw. einer 
Anweisung ein Weiterabfertigungsgeld zu entrichten; 
dessen Höhe wird vom Minister für Verkehrswesen 
bestimmt.

(3) Die Berechnung des Weiterabfertigungsgeldes 
entfällt auf allen Bahnhöfen bei Wagenladungen in 
nichteisenbahneigenen Güterwagen und bei Import­
sendungen auf Grenzbahnhöfen sowie auf den vom 
Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel vorgeschlagenen und vom Ministerium für Ver­
kehrswesen bestätigten Importleitpunkten, wenn die 
Neuauflieferung oder Änderung des Bestimmungsbahn­
hofes volkswirtschaftlich notwendig und weder durch 
organisatorische noch technische Maßnahmen vermie­
den werden kann.

(4) Der Transportbeteiligte wird von der Zahlung des 
Weiterabfertigungsgeldes befreit, wenn er nachweist, 
daß er nach den Bestimmungen des Vertragsgesetzes 
für die Umstände, die eine Weiterabfertigung erforder­
lich gemacht haben, nicht verantwortlich ist.

§ 22
Transporte in geschlossenen Zügen

(1) Übergibt der Absender der Eisenbahn nach 
schriftlicher Vereinbarung Wagenladungen zum Trans­
port in geschlossenen Zügen oder Wagengruppen, so 
hat die Eisenbahn dem Absender eine Vergütung zu 
zahlen. Die Höhe der Vergütung wird vom Minister für 
Verkehrswesen festgesetzt.

(2) Die Vergütung wird nicht gewährt bei
a) Transporten auf Beförderungsschein,
b) Auflieferung leerer Privat- und Mietwagen,
c) Neuauflieferung von Wagenladungen ohne Um­

ladung.

Neubau und Verwendung von Gütenvagen
§ 23

(1) Neubau und Anschaffung von Güterwagen sind 
nur zulässig, wenn das Ministerium für Verkehrswesen 
die Konstruktionsunterlagen oder den technischen Zu­
stand geprüft hat und die Güterwagen den internatio­
nalen Vereinbarungen, den internationalen und den 
in der Deutschen Demokratischen Republik gültigen 
Staatlichen Standards, technischen Einheiten und Nor­
men entsprechen.

(2) Diese Grundsätze sind auch auf die Güterwagen 
für den innerbetrieblichen Transport anzuwenden, so­
fern nicht aus Ökonomischen oder technischen Gründen 
eine abweichende Regelung erforderlich ist. Die Be­
stimmungen über die Prüfung der Konstruktionsunter­
lagen und des technischen Zustandes werden hiervon 
nicht berührt.

§ 24
(1) Ist der Transport von Gütern infolge ihrer Be­

schaffenheit oder aus anderen Gründen mit Mietwagen 
oder hierfür besonders bestimmten Güterwagen zweck­
mäßig, so kann der Absender bei der Eisenbahn die 
Vermietung bzw. die Nutzung solcher Güterwagen 
beantragen. Für die Vermietung und Nutzung gelten 
besondere Bedingungen der Deutschen Reichsbahn*.

(2) Für die Be- und Entladung von Güterwagen be­
sonderer Bauart oder mit besonderen Einrichtungen gel­
ten die Bedienungsanweisungen der Deutschen Reichs­
bahn*.

* Veröffentlicht im Tarif- und Verkehrs-Anzeiger (TVA).

D r i t t e r  T e i l  
Besondere Bestimmungen 

für den Bereich Binnenschiffahrt
Allgemeine Grundsätze

§ 25
(1) Die Binnenreederei ist alleiniger Frachtführer für 

alle Gütertransporte in der Binnenschiffahrt
a) auf allen Wasserstraßen der Deutschen Demokra­

tischen Republik,
b) im Verkehr zwischen den beiden deutschen Staa­

ten,
c) im Import- und Exportverkehr der Deutschen 

Demokratischen Republik.
(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben beteiligt die 

Binnenreederei alle Schiffahrtsbetriebe der Deutschen 
Demokratischen Republik; diese haben ihren Schiffs­
raum für die Binnenreederei ständig einsatzbereit zu 
halten und deren Dispositionen Folge zu leisten. Die 
sich daraus ergebenden wechselseitigen Beziehungen 
haben die Schiffahrtsbetriebe und die Binnenreederei 
durch Schiffsraum-, Charter- oder Uberlassungsvertrag 
zu regeln. Der Schiffsraumvertrag ist mindestens für 
ein Planjahr auf der Grundlage des Vertragsgesetzes 
abzuschließen, sofern nicht zwischen den Beteiligten 
zur Gestaltung engerer Beziehungen auf freiwilliger 
Grundlage ein Charter- oder Uberlassungsvertrag ge­
schlossen wird.

§ 26
Die Binnenreederei ist verpflichtet, den Gütertrans­

port auf den Hauptstrecken innerhalb von Lieferfristen 
durchzuführen, die vom Minister für Verkehrswesen 
festgesetzt werden.

§ 27
Transportverträge

(1) Absender bzw. Empfänger und die Binnen­
reederei haben für das Planjahr über die sich aus 
dieser Verordnung ergebenden Beziehungen Transport­
verträge (Absender-, Empfängerverträge) abzuschließen. 
Grundlage für die Gestaltung dieser Verträge sind die 
Allgemeinen Leistungsbedingungen für Transportver­
träge mit dem VEB Deutsche Binnenreederei.

(2) Vertragspflicht besteht, sofern
Absender im Planjahr insgesamt mindestens 
2000 t Güter versenden,
Empfänger im Planjahr insgesamt mindestens 
100 000 t Güter empfangen.

(3) Bei Verletzung von Verpflichtungen aus den 
Transportverträgen kann neben den tarifmäßigen Ent­
gelten und in den Allgemeinen Leistungsbedingungen 
festgesetzten oder besonders vereinbarten Vertrags­
strafen Schadenersatz nur gefordert werden, wenn die 
Bestimmungen dieser Verordnung die Geltendmachung 
ausdrücklich zulassen. Die Vertragsstrafe wird auf den 
geltend gemachten Schadenersatz angerechnet.

Inanspruchnahme und Bereitstellung des Schiffsraumes
§ 28

(1) Der Absender hat den Schiffsraum fristgemäß so 
zu bestellen, daß der im Transportplanbescheid fest­
gelegte Schiffsraum gleichmäßig an Werktagen oder in 
der mit der Binnenreederei vereinbarten Höhe in An­
spruch genommen wird. Bei einer monatlichen Gesamt­
menge von mehr als 3000 t ist bei der Inanspruch­
nahme von Schiffsraum je Dekade ein Abweichen bis 
zu 10 °/o vom Dekadenanteil zulässig. Bei einer monat­
lichen Gesamtmenge von mehr als 12 000 t ist je Tag 
ein Abweichen bis zu 20 % vom Tagesanteil und bis zu 
10 % vom Dekadenanteil zulässig. Eingetretene Ab-


